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Eine geschwarzte Fassung der Stellungnahme (zutreffendes bitte ankreuzen):

Lege ich bei Ist nicht erforderlich

X

Hinweis: Auf der folgenden Seite konnen Sie Ihre Stellungnahme ein-

figen (rechte Spalte). Bitte stellen Sie einen inhaltlichen Bezug her wie
bspw. ,,Punkt C.2.b) Anschlusskapazitat (linke Spalte).




Inhaltlicher Bezug Stellungnahme einfiigen

Ubergeordnet Die SachsenNetze GmbH schlief3t sich der Kritik
der Stellungnahmen des BDEW Bundesverband
der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. und des
VKU Verband kommunaler Unternehmen e. V. an.

Generell fordern wir, dass Wasserstofffahrplane
vom Verteilnetzbetreiber rdumlich und zeitlich
unabhangig von Ergebnissen der Kommunalen
Warmeplanung und von Entscheidungen der
planungsverantwortlichen Stelle erstellt werden
konnen. Somit ware es Verteilnetzbetreibern
moglich, durch bereits erstellt Fahrplane
Informationen in die Kommunale Warmeplanung
einflieRen zu lassen.

Zusatzlich zu unserer Hinweise und Forderungen
zu Teil C.1 a) sehen wir die grundséatzliche
Erfordernis der Anpassung der Intention und
Zielstellung der FAUNA-Festlegung.




Inhaltlicher Bezug Stellungnahme einfiigen

C.1a) Struktur
planerischer Teil
des Fahrplans

Wir weisen darauf hin, dass eine Ausweisung von
Wasserstoffnetzausbaugebieten nicht in der
kommunalen Warmeplanung geschieht. In der
kommunalen Warmeplanung werden Teilgebiete
unterschiedlicher Eignung, sogenannte
voraussichtliche Warmeversorgungsgebiete (818
WPG) definiert, so auch Wasserstoffnetzgebiete.
Die planungsverantwortliche Stelle kann sich
orientierend an der kommunalen Warmeplanung
Wasserstoffnetzausbaugebiete ausweisen (826
WPG).

Forderung: Umstellungsgebiete sollen sich nur an
den von den planungsverantwortlichen Stellen
ausgewiesenen Wasserstoffnetzausbaugebieten
orientieren. Inhalte aus der kommunalen
Warmeplanung durfen nicht zu notwendigen
Inhalten eines Fahrplans gemacht werden.

Weiterhin weisen wir auf den 871 Abs.8 Satz 3
GEG hin. Nach Ausweisung eines
Wasserstoffnetzausbaugebiets ohne Fahrplan
missen neue Heizungsanalgen in diesem Gebiet
ein Monat nach Bekanntgabe 65 % erneuerbaren
Energien Anteil aufweisen. Laut 871k GEG kann
eine Ubergangsfrist nur mit Fahrplan geltend
gemacht werden. Demnach steht ein Monat
zwischen Ausweisung des Gebiets als
Wasserstoffnetzausbaugebiet und Fertigstellung
inkl. Genehmigung des Fahrplans durch die
BNetzA zur Verfugung.

Forderung: Wir fordern eine Loslésung der
Gebietsausweisung fur die Fahrplane von den
Gebieten, welche als
Wasserstoffnetzausbaugebiete ausgewiesen
werden. Im 871k GEG ist festgelegt worden, dass
beide Sachverhalte — einen verbindlichen Fahrplan
und Ausweisung als Wasserstoffnetzausbaugebiet
— gegeben sein muss. Eine Verschrankung dieser
Tatbestande in der Ausarbeitung der Fahrplane ist
daher eine unverhéaltnismaRige Verscharfung.
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	Stellungnahme einfügen 1: Die SachsenNetze GmbH schließt sich der Kritik der Stellungnahmen des BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. und des VKU Verband kommunaler Unternehmen e. V. an.

Generell fordern wir, dass Wasserstofffahrpläne vom Verteilnetzbetreiber räumlich und zeitlich unabhängig von Ergebnissen der Kommunalen Wärmeplanung und von Entscheidungen der planungsverantwortlichen Stelle erstellt werden können. Somit wäre es Verteilnetzbetreibern möglich, durch bereits erstellt Fahrpläne Informationen in die Kommunale Wärmeplanung einfließen zu lassen.

Zusätzlich zu unserer Hinweise und Forderungen zu Teil C.1 a) sehen wir die grundsätzliche Erfordernis der Anpassung der Intention und Zielstellung der FAUNA-Festlegung.


	Stellungnahme einfügen 2: Wir weisen darauf hin, dass eine Ausweisung von Wasserstoffnetzausbaugebieten nicht in der kommunalen Wärmeplanung geschieht. In der kommunalen Wärmeplanung werden Teilgebiete unterschiedlicher Eignung, sogenannte voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete (§18 WPG) definiert, so auch Wasserstoffnetzgebiete. Die planungsverantwortliche Stelle kann sich orientierend an der kommunalen Wärmeplanung Wasserstoffnetzausbaugebiete ausweisen (§26 WPG). 
Forderung: Umstellungsgebiete sollen sich nur an den von den planungsverantwortlichen Stellen ausgewiesenen Wasserstoffnetzausbaugebieten orientieren. Inhalte aus der kommunalen Wärmeplanung dürfen nicht zu notwendigen Inhalten eines Fahrplans gemacht werden.

Weiterhin weisen wir auf den §71 Abs.8 Satz 3 GEG hin. Nach Ausweisung eines Wasserstoffnetzausbaugebiets ohne Fahrplan müssen neue Heizungsanalgen in diesem Gebiet ein Monat nach Bekanntgabe 65 % erneuerbaren Energien Anteil aufweisen. Laut §71k GEG kann eine Übergangsfrist nur mit Fahrplan geltend gemacht werden. Demnach steht ein Monat zwischen Ausweisung des Gebiets als Wasserstoffnetzausbaugebiet und Fertigstellung inkl. Genehmigung des Fahrplans durch die BNetzA zur Verfügung. 
Forderung: Wir fordern eine Loslösung der Gebietsausweisung für die Fahrpläne von den Gebieten, welche als Wasserstoffnetzausbaugebiete ausgewiesen werden. Im §71k GEG ist festgelegt worden, dass beide Sachverhalte – einen verbindlichen Fahrplan und Ausweisung als Wasserstoffnetzausbaugebiet – gegeben sein muss. Eine Verschränkung dieser Tatbestände in der Ausarbeitung der Fahrpläne ist daher eine unverhältnismäßige Verschärfung. 
	Stellungnahme einfügen 3: 
	Stellungnahme einfügen 4: 
	Stellungnahme einfügen 5: 


